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Gesetzlichkeit und strafprozessuale Tätigkeit 
des Staatsanwalts
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Sektion Staats- und Rechtswissenschaft der Friedrich-Schiller-Universität Jena

Die auf dem XI. Parteitag der SED bekräftigte Forderung, 
strikt die Gesetzlichkeit zu achten und die Rechtssicherheit 
weiter zu erhöhen1, ist Ausdruck historischer Kontinuität. 
Sie knüpft an die Feststellung an, die Wilhelm P i e c k  be­
reits auf dem III. Parteitag im Juli 1950 traf, daß die SED 
die „Partei der Gesetzlichkeit“ ist.1 2

In den Merkmalen sozialistischer Gesetzlichkeit (Allge­
meinverbindlichkeit, gesetzliche Begründetheit der Akte der 
Staatsgewalt, Unterbindung von Rechtsverletzungen und un­
abdingbare Verantwortlichkeit für Rechtsverletzungen3) fin­
den sich frühe bürgerliche Forderungen. Sie waren seiner­
zeit aus der Illusion möglicher Gleichheit und gleicher Bin­
dung aller an ein vom souveränen Volk geschöpftes Gesetz 
unter bürgerlichen Verhältnissen geboren. Darin liegen histo­
risch gesicherte Einsichten in das vom Recht vermittelte Ver­
hältnis des Bürgers zum Staat (Rechtsgleichheit, Rechts­
sicherheit, Identifikation mit dem Staat). Aber sie waren nur 
politisch-juristisch begriffen, abstrahiert von den materiel­
len Verhältnissen, denen sie entspringen, die sie zu gestalten 
haben und von denen letztlich ihre Durchsetzbarkeit ab­
hängt. Politisches Prinzip und sozialökonomische Praxis wi­
dersprachen sich. Dieser Widerspruch wurde mit der Verge­
sellschaftung der Produktionsmittel vom Grund her aufge­
hoben. Die politische Gleichstellung fiel nun mit der sozial­
ökonomischen Gleichstellung nach dem Maß der Arbeit zu­
sammen. Ebenso wie der auf dieser Grundlage vor sich 
gehende „wirkliche“ Angleichungsprozeß in historischer Di­
mension verläuft4 5, so ist auch die Herausbildung und Ver­
vollkommnung der Gesetzlichkeit ein historischer Prozeß 
der Aufhebung bürgerlichen Rechtsdenkens. In diesem Pro­
zeß vollzieht sich ebenfalls eine Funktionsentwicklung des 
staatlichen Organs, das schon im bürgerlichen Ursprung zum 
„Hüter der Gesetzlichkeit“ bestimmt worden war — ur­
sprünglich gedacht aber als (scheinbar) klassenneutral, nur 
dem abstrakten Gesetz unterworfen.

Die sozialistische Staatsanwaltschaft definierte sich von 
vornherein als Hüter einer bewußt klasseninteressiert ge­
schöpften und zu verwirklichenden Gesetzlichkeit. Aber in In­
teressen reflektieren sich gesellschaftliche Verhältnisse. Des­
halb wurde zugleich begonnen, das engere politisch-juristi­
sche Verständnis der Funktion des Staatsanwalts zu über­
schreiten.3 Weitergehende politisch-soziale (vor allem demo­
kratische) und sozialökonomische (zuerst volkswirtschaft­
liche) Momente drangen ein. Das zeigen besonders Entwick­
lungen in den 70er und 80er Jahren. Die Beschlüsse des
VIII. Parteitages der SED (1971) über die Gestaltung der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft präzisieren die Auf­
gabe, Gesetzlichkeit, Ordnung und Sicherheit in die ökono­
mischen, sozialen, politischen und kulturellen Prozesse fest 
einzuordnen.6 Die weiterführenden Anforderungen, die der
IX. und X. Parteitag (1976 und 1981) stellten, waren bestim­
mend für die in den letzten Jahren verstärkte Orientierung 
auf Regel, Ordnung und Sicherheit in der Ökonomie und die 
Ausrichtung der Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht des 
Staatsanwalts auf die Beseitigung der Bedingungen von 
Rechtsverletzungen.7 Der weitere Fortschritt liegt in der For­
derung, „die sozialen und persönlichkeitsformenden Aspekte 
des Wirkens des Rechts gegenüber den juristischen nicht 
länger zu vernachlässigen“.8

Gesetzlichkeit und soziale Gesetzmäßigkeit

Gesetzlichkeit ist politisch-juristische „Methode der staat­
lichen Leitung der Gesellschaft“9, „Tätigkeitsprinzip“ des 
Staates10 11. Sie wird zunehmend zu „erkannter sozialer Ge­
setzmäßigkeit“11, genauer: zu erkannten Anforderungen ge­
setzmäßiger sozialer Entwicklung, die durch kollektive und

individuelle soziale Aktivität der Menschen verwirklicht 
werden. Wie Rechtsverwirklichung mehr ist als juristische 
Rechtsanwendung, nämlich „sozialer Prozeß“12, wird auch die 
Gesetzlichkeit zunehmend in ihren sozialen Gründen und 
Wirkungen bedachte Aktion.

Letztlich sind Gesetze in juristische Form gebrachte (zu 
schützende und zu gestaltende) Regeln der Produktion, der 
Verteilung und des Austausche der Produkte.13

Das Bewußtsein dieser Grundfunktion von Recht und 
Gesetzlichkeit und die Einsicht in die zum Teil vielfach ver­
mittelten Zusammenhänge schützen vor pragmatischen 
Zweckmäßigkeitserwägungen, begründen die notwendige 
Unterwerfung des einzelnen unter das Gesetz ohne Ansehen 
der Person, stützen die Funktion des Staatsanwalts von den 
sozialökonomischen Gründen her und orientieren die Ge­
setzlichkeitsforderung im Schwerpunkt auf die strikte Kon­
trolle des Maßes der Arbeit und der Verteilung, dem „Wich­
tigsten“ des Sozialismus.14

Andererseits wirkt dieser Zusammenhang nicht linear; 
er ist zwar auf die ökonomischen Verhältnisse gerichtet, aber 
nur als Mittel zum Zweck der Ausbildung eines Persönlich­
keitstyps, der unter Ausschöpfung der individuellen An­
lagen seine Produktivkraft, also die individuelle Persönlich­
keit entwickelt. So geht es eben nicht schlechthin um den 
Schutz des sozialistischen Eigentums, um Sicherheit der Tech­
nik oder störungsfreien Ablauf technologischer Prozesse, 
sondern um das Verhalten von Menschen zu den Gegenstän­
den, Mitteln und Resultaten ihrer Arbeit und damit um ihr 
Verhalten zueinander, dessen öffentliche Bewertung, gemes­
sen an der juristischen Norm. Insofern „verlagert sich das 
Schwergewicht der materiellen Bestimmungsgründe zur Aus­
merzung von Ursachen für soziale Fehlleistungen in immer 
stärkerem Maße in den Bereich der Produktivkräfte“15, 
deren wichtigste der Mensch ist, in deren aktivere Wechsel­
wirkung mit den Verhältnissen der Produktion. Auf diese 
Aktivierung kommt es an. Damit gewinnen zugleich solche 
Sphären der Persönlichkeitsentwicklung wie Bildung, Kul­
tur usw. an Gewicht. Die Praxis bestätigt, „daß Fragen der
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